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für Annette



Ich bin der Burli;
Ich bin grün;
Mein Herz schlägt links;
Atomkraft? Nein Danke!



1. Demokratie in der (Dauer-)Krise

Könnte es eigentlich sein, dass das demokratische Projekt sich
irgendwann erschöpft? Wäre es denkbar, dass die Demokratie
einmal ihren progressiven Charakter verliert, ja vielleicht so-
gar reaktionär wird? Könnte der Schlachtruf »Mehr Demo-
kratie wagen!« einmal seine Attraktivität einbüßen oder gar
einen bedrohlichen Klang annehmen?

Längst ist in den westlichen Stammländern der Demokratie
offensichtlich, dass die Versprechen, die in diesem Begriff lie-
gen, wohl unerfüllt bleiben werden: Die Politik verliert gegen-
über der Macht der Märkte dramatisch an Boden; vermeintlich
demokratische Systeme sind fest in der Hand machtvoll orga-
nisierter Interessen und haben mit Volkssouveränität – wenn
es die je irgendwo gab – immer weniger zu tun. Unaufhaltsam
schreiten soziale Ungleichheit sowie die Entmündigung und
Verdinglichung der Bürger als bloße Verwaltungsgegenstände
oder human resources voran – wobei freilich jeder Schritt der
Entmündigung als emanzipatorischer Gewinn kommuniziert
wird.

Doch können wir uns vorstellen, dass auch die Idee der
Demokratie, ebenso wie sie einst aus bestimmten historischen
Bedingungen heraus entstanden ist, sich zu einem späteren
Zeitpunkt wieder überlebt? Viel scheint einstweilen dagegen
zu sprechen. In modernen Gesellschaften steht alles zur Dis-
kussion, aber nicht die Demokratie. Sie ist über jeden Zweifel
erhaben. Skeptische Fragen überhaupt nur zu stellen, wider-
spricht fundamental unseren etablierten Denkmustern und
jeder politischen Korrektheit. Die normative Selbstverpflich-
tung der Politik- und Sozialwissenschaften scheint demokra-
tiekritische Überlegungen grundsätzlich zu verbieten, da sie
jenen in die Hände spielen könnten, die immer schon antide-
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mokratische Interessen hegten – seien es diejenigen, die mit
nicht zu überbietender Unverschämtheit auf Kosten der Aus-
geschlossenen und »Überflüssigen« (Bude und Willisch 2008)
immer mehr Reichtum anhäufen, oder die Anhänger nationa-
listischer, antilibertärer und neoautoritärer Populismen. Und
doch müssen wir zur Kenntnis nehmen, dass derzeit so etwas
wie eine postdemokratische Wende die Qualität der Demokra-
tie und unser Verhältnis zu ihr gründlich verändert. Die bisher
unumstößliche Annahme, dass die liberale Demokratie allen
konkurrierenden Modellen überlegen sei und in alle Zukunft
unsere bevorzugte Form der politischen Organisation und
Kultur bleiben wird, ist ins Wanken geraten. Schlagworte wie
Demokratieversagen (Shearman und Smith 2007), Demokra-
tieverdruss (Embacher 2009) und Postdemokratie (Crouch
2008) haben Konjunktur. Jacques Rancière spricht gar vom
Hass der Demokratie (Rancière 2011). Die entsprechenden
Debatten werden flankiert von ebenfalls breit geführten Dis-
kussionen um die Entpolitisierung (Serloth 2009; Hirsch 2010),
das Verschwinden der Politik (Fach 2008) und die Postpolitik
(Žižek 2010).

Tatsächlich steht die Zukunftsfähigkeit der Demokratie (vgl.
Schmidt 2005; Höffe 2009) zur Diskussion: Erstens insofern,
als bestimmte materielle und immaterielle Ressourcen zur
Neige zu gehen scheinen, die die Demokratie zu ihrer eigenen
Reproduktion unverzichtbar braucht; zweitens insofern, als
unklar ist, ob die Demokratie überhaupt in der Lage ist, Zu-
kunftsfragen wie den Klimawandel, die Begrenztheit natürli-
cher Rohstoffe, die Verschuldung der öffentlichen Haushalte
oder die rasant wachsende soziale Ungleichheit zu bewältigen.
Vor diesem Hintergrund ist es dringend geboten, auch solchen
Fragestellungen gründlich nachzugehen, die zunächst provo-
kativ oder riskant erscheinen. Sicher besteht die Gefahr, dabei
auch auf Antworten zu stoßen, die dazu missbraucht werden
könnten, die Profiteure der Entpolitisierung und Feinde der
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Demokratie zu entlasten, entschuldigen oder gar zu rechtferti-
gen. Doch ist es, wie Danilo Zolo richtig anmerkt, die »we-
sentliche Aufgabe der politischen Philosophie […], radikale
Fragen zu stellen […], auch die konsolidierten theoretisch-po-
litischen Kategorien zu problematisieren, einschließlich de-
rer, die der humanistischen und demokratischen Tradition des
Westens und seinem Befreiungsprogramm angehören« (Zolo
1997, 213). Tatsächlich ist dies sogar die Bedingung dafür, dass
die politische Philosophie sich nicht »auf eine redundante
Apologie der existierenden Machtordnung reduziert« (ebd.).

Dass die Demokratie, ungeachtet der Vielzahl unterschiedli-
cher Formen, in denen sie in verschiedenen Ländern institutio-
nalisiert ist, heute in einer tiefen Krise steckt, scheint jedenfalls
ausgemacht. Die amerikanische Nichtregierungsorganisation
Freedom House betitelte ihren Jahresbericht 2010 zur welt-
weiten Lage der Demokratie mit Erosion of Freedom Intensi-
fies. In den Jahresberichten 2011 und 2012 ist vom längsten
»multiyear spate of backsliding«, also der längsten Phase der
Negativentwicklung, seit Anfang der siebziger Jahre die Rede.1

1 Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wurden englischsprachige Zitate hier
und im gesamten Buch vom Autor ins Deutsche übertragen. Nur einige
schwer zu übersetzende Fachbegriffe wurden im Original beibehalten.

Zu Beginn des ersten Jahrzehnts des neuen Jahrhunderts, heißt
es dort, seien die Entwicklungsperspektiven für die Freiheit
großartig gewesen, am Ende des Jahrzehnts habe sie dann
enorm unter Druck gestanden (Freedom House 2010, 2011,
2012). Aber worin besteht diese viel beklagte Krise der Demo-
kratie eigentlich? Was sind ihre Auslöser? Ist Krise überhaupt
ein geeigneter Begriff zur Beschreibung des Phänomens? Wel-
che Perspektiven für die weitere Entwicklung westlicher Wohl-
standsdemokratien gibt es? Dies sind die zentralen Fragen, um
die es im Folgenden gehen soll. Die beiden Kernbegriffe im
Buchtitel, postdemokratische Wende und simulative Demokra-
tie, sollen dabei zweierlei von Anfang an klarstellen: Von einem
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Ende der Demokratie kann keine Rede sein; im Zuge der fort-
schreitenden Modernisierung verändert sie jedoch grundle-
gend ihre Qualität und entwickelt eine neue Erscheinungs-
form.

1.1 Wutbürger, Indignados und Occupy

Die von vielen Seiten diagnostizierte und in mittlerweile weit-
gehend ritualisierten Mustern beklagte Schwäche der Demo-
kratie hat verschiedene Gesichter. Bis vor Kurzem noch war
vor allem von einer Partizipationskrise die Rede. Sinkende
Wahlbeteiligung, einbrechende Mitgliederzahlen bei den Par-
teien und ein gefühlt niedriges Niveau des politischen Engage-
ments insgesamt wurden als Anzeichen eines sich ausbreiten-
den Desinteresses und der Apathie gewertet. Besonders be-
drohlich erschien, dass sich gerade bei jungen Menschen das
politische Interesse im Lauf der neunziger Jahre deutlich ver-
minderte (Shell 2010) und dass ihre Wahlbeteiligung noch weit
unter dem seinerseits sinkenden Bundesdurchschnitt liegt.
Gemessen an den Standards der »partizipatorischen Revolu-
tion« (Kaase 1982, 1984) seit den frühen siebziger Jahren und
den friedlichen Revolutionen seit 1989, schien der kontinuier-
liche Rückzug der Bürger aus der Politik geradewegs in eine
Legitimationskrise zu führen. Die Aussicht, dass Regierungen
ihr Mandat künftig von einem noch kleineren Anteil der
Wahlberechtigten erhalten könnten, führte seitens der Politik
und der Sozialwissenschaften zu angestrengten Überlegun-
gen, wie man die Bürger wenigstens an Wahltagen wieder mo-
bilisieren könnte. Gegenwärtig ist demgegenüber vor allem
von einer Repräsentationskrise die Rede (Linden und Thaa
2009, 2011). Die Kluft zwischen den Bürgern und der Politik
scheint zunehmend größer und unüberbrückbarer zu werden.
Das Handeln der Politiker lässt sich immer weniger auf die arti-
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kulierten Interessen der Bürger zurückführen; stattdessen geht
es über deren Köpfe hinweg – oftmals werden sogar eindeutige
Mehrheiten ignoriert. Nicht nur in Deutschland, sondern viel
radikaler noch in Griechenland, Irland, Italien, Spanien oder
Großbritannien wurden drakonische Sparprogramme aufge-
legt, die das Leben der Menschen tiefgreifend verändern, ohne
dass dem vermeintlichen demokratischen Souverän überhaupt
nur ein Mitspracherecht eingeräumt worden wäre. Statt reprä-
sentativer Parlamente regieren auf EU-Ebene ebenso wie in
vielen sogenannten Krisenländern Expertenkommissionen und
Technokraten-Teams, die die Demokratie in den Stand-by-
Modus schalten, um so das Vertrauen der Märkte zurückzuge-
winnen. Ihre vorrangige Sorge ist nicht, ob ihre jeweiligen Ent-
scheidungen wohl dem Willen der Bürger entsprechen oder
wie der demokratische Souverän reagiert, sondern vor allem
die Frage: Wie reagieren die Märkte? Zudem lassen Politikver-
flechtung und die unkontrollierte Einflussnahme der Wirt-
schaftslobby das Vertrauen in die sogenannte politische Klas-
se, die Parteien und die demokratischen Institutionen immer
weiter erodieren. Trotz gewaltiger PR-Anstrengungen schei-
tern die Politiker daran, ihre Beschlüsse den Bürgern zu ver-
mitteln. Die haben umgekehrt nicht mehr den Eindruck, von
den Politikern überhaupt noch gehört zu werden. Während
die Ratingagenturen mit jeder Verlautbarung selbst die mäch-
tigsten Präsidenten zum Erzittern bringen, scheint der nomi-
nelle Souverän kaum noch ernsthaften Einfluss auf die Politik
zu haben. Denn die dreht sich vor allem um das sogenannte
Systemrelevante, wozu die Bürger – dem Anspruch nach der
demokratische Souverän – ganz offenbar immer weniger ge-
hören.

Die Ohnmachtsgefühle und die Verärgerung der solcher-
maßen an den Rand gedrängten Bürger hat Dirk Kurbjuweit
vor einiger Zeit mit dem Begriff »Wutbürger« zu fassen ver-
sucht (Kurbjuweit 2010), den die Gesellschaft für Deutsche
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Sprache zum Wort des Jahres 2010 wählte. Im Juli 2010 hatte
der Unmut dieser Wutbürger eine geplante Schulreform in
Hamburg zu Fall gebracht. Im August und September dessel-
ben Jahres machte er sich in der Debatte um Thilo Sarrazins
Buch Deutschland schafft sich ab Luft (Sarrazin 2010). Im
Herbst demonstrierten die Wutbürger wochenlang gegen den
Umbau des Stuttgarter Hauptbahnhofs, und im November
»schotterten« sie im Wendland gegen Angela Merkels Ver-
such, den von der rot-grünen Regierung unter Kanzler Schrö-
der beschlossenen Ausstieg aus der Atomenergie zu unterlau-
fen. Die Bürger, denen man eben noch wachsende Apathie
nachgesagt hatte, waren plötzlich in unvorhergesehener und
für die offizielle Politik durchaus lästiger Art und Weise mobi-
lisiert und politisiert.

Nun ist das Wort Wutbürger eine journalistische Prägung,
kein sozialwissenschaftlich haltbarer Begriff; und die ver-
schiedenen Protestereignisse, die damit beschrieben wurden,
lassen sich aus der Perspektive der politischen Soziologie auch
kaum über einen Kamm scheren. Gemeinsam ist ihnen jedoch,
dass sich in ihnen ein aufgestauter Unmut über gravierende
Repräsentationsdefizite entlud, und das Empfinden der jewei-
ligen Aktivisten, dass die ursprünglichen Versprechen der
Demokratie in der Realität immer weniger eingelöst werden.
Dieses Phänomen ist dabei nicht auf Deutschland beschränkt.
Gerade seit Anfang der Banken- und Schuldenkrise haben
Wutbürger auch in Athen, Paris, London, Brüssel und vielen
anderen Städten rebelliert. In Madrid entstand im Mai 2011
eruptionsartig die Bewegung der »Indignados«, einer ganzen
Generation von Empörten und Verärgerten, die sich um ihre
Rechte und Lebenschancen betrogen sahen. Mit ihrer Forde-
rung »¡Democracia real YA!« (Echte Demokratie jetzt!) wa-
ren sie ein Vorbild für die Occupy-Bewegung, die im Septem-
ber 2011 den Zuccotti Park in New York besetzte und sich in
rasantem Tempo auch in Europa ausbreitete. Gerade in den
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USA erschien der antikapitalistische Occupy-Wall- Street-Ak-
tivismus manchem wie ein linkes Gegenstück zu den rechts-
libertären Wutbürgern der Tea Party, bei der sich schon seit
2009 beobachten lässt, wie das Gefühl der demokratischen
Ohnmacht in offenen Hass und Verachtung für die soge-
nannte politische Klasse umschlagen kann. Schließlich wählte
das Magazin Time »Den Demonstranten« zur Person des Jah-
res 2011 und sprach dabei – nicht zuletzt mit Blick auf den
sogenannten Arabischen Frühling – von einem »weltweiten
Höhepunkt der Frustration« über das Versagen der politi-
schen Klasse und die Inkompetenz der Institutionen (Stengel
2011).

Gerne werden diese Proteste als eine kraftvolle (und inter-
nationale) Bewegung gefeiert, als ein Sturm, der erst noch im
Heraufziehen ist, als der Beginn einer beispiellosen Mobilisie-
rung von Bürgern, die sich endgültig »nicht mehr für dumm
verkaufen lassen« (Wieczorek 2011). Geradezu sehnsuchtsvoll
wurden die Wutbürger, Indignados und Occupy-Aktivisten
in der Presse immer wieder mit 1968 verglichen und mit dem
Anfang der demokratisierenden Kulturrevolution, die seit den
siebziger Jahren die politische Kultur vieler westlicher Länder
grundlegend verändert hat. Der Spiegel bezeichnete Occupy
noch im Mai 2012 als »eine der wohl größten systemkritischen
Bewegungen der Welt« (Schultz 2012). Der Chefredakteur des
Time Magazine verglich 2011 mit den Revolutionsjahren 1848
und 1989. Tatsächlich mag die jüngere Rebellion der Bürger in
mancherlei Hinsicht als eine Art Neuauflage der Protestbewe-
gungen der siebziger und achtziger Jahre erscheinen. Schon
damals hatten die »elitenkritischen« Bürgerproteste (Inglehart
2007) sich gegen die als bestenfalls formal demokratisch wahr-
genommenen Strukturen gestellt und eine grundsätzlich »neue
Politik« gefordert (Müller-Rommel und Poguntke 1995). Als
»Anti-Parteien-Partei« (Kelly 1980) organisierten die Grünen
seinerzeit die Forderungen der neuen sozialen Bewegungen.
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Vorsichtig und geschickt machten sich die Bündnisgrünen auch
2011 wieder zum Sprachrohr der neuen Wutbürger – und er-
reichten damit Umfragewerte und Wahlergebnisse wie nie-
mals zuvor. Doch die Hoffnung auf eine neue partizipatori-
sche Revolution wird erstens dadurch getrübt, dass sich diese
jüngsten Proteste nahtlos einreihen in eine lange Serie von
Mobilisierungswellen, die immer wieder den emanzipatori-
schen Ausbruch aus dem herrschenden System sozialer, öko-
nomischer und politischer Ungleichheit angekündigt hatten –
ohne je nennenswerten Erfolg zu haben. Erinnert sei nur an
Attac (die Association for the Taxation of Financial Transac-
tions for the Aid of Citizens), die legendäre »Battle of Seattle«
(1999), das Weltsozialforum und natürlich an die Grünen selbst,
deren wohlhabend-bürgerliche Anhänger sich inzwischen in
Großstadtvierteln wie dem Prenzlauer Berg in Berlin ihren
Wohlfühlraum geschaffen haben. Und zweitens hat die heu-
tige Anti-Politik im Vergleich zum demokratischen Aufbruch
der Siebziger eine fundamental andere Qualität. Zwar sind die
Artikulations- und Partizipationsformen genau die, die die
neuen sozialen Bewegungen damals einführten und die in der
modernen »Bewegungsgesellschaft« (Neidhardt und Rucht
1993; Meyer und Tarrow 1998) für praktisch alle Gesellschafts-
gruppen zum festen Bestand des politischen Aktionsrepertoires
gehören. Doch wie viel transformatorische Energie steckt wirk-
lich in diesen neuen Protestwellen? Während die Bewegungen
früherer Jahrzehnte noch von einem tiefen demokratischen
Optimismus getragen waren, ist der heutige Aufstand der
Wutbürger wohl mindestens ebenso sehr Ausdruck einer tie-
fen demokratischen Desillusionierung, wie er auf mehr demo-
kratische Offenheit und Repräsentation drängt.

Tatsächlich paart sich – oder muss man auch hier schon wie-
der im Präteritum sprechen? – im Phänomen der Wutbürger in
merkwürdiger Weise die lautstarke Forderung nach einer an-
deren Politik mit der impliziten Einsicht, dass unter den Be-
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dingungen moderner, hochkomplexer und international ver-
netzter Konsumgesellschaften eine wahrhaft demokratische
»neue Politik« wohl überhaupt nicht mehr möglich ist – ja
vielleicht nicht einmal mehr wünschenswert. Aufwendige Bür-
gerbeteiligungs- oder Schlichtungsverfahren wie beim Bahn-
hofsprojekt in Stuttgart können in hochpolitisierten Einzelfäl-
len durchgeführt werden, sind aber als Regelverfahren einer
authentisch demokratischen Politik kaum vorstellbar. Es geht
auch längst nicht mehr nur um die (Schwäche der) Demokra-
tie, sondern um die Ohnmacht der Politik überhaupt. Die
politische Agenda wird in immer stärkerem Maße von interna-
tionalen Verträgen und unvorhergesehenen Krisen bestimmt.
Die Politik hat immer weniger Handlungsfreiheit und vor al-
lem immer weniger Spielraum, um bottom-up den Willen der
Bürger zu repräsentieren. Unsere gewählten Vertreter sind
zunehmend ausführende Organe, Getriebene von Sachzwän-
gen und Imperativen, die jenseits ihrer Macht stehen. Ent-
scheidungen müssen unter dem Druck der Märkte, der Rating-
agenturen, der Spekulanten, der drohenden Staatspleiten in
einem Tempo gefällt werden, das keine demokratischen Ver-
fahren erlaubt. Dabei ist Politik doch eigentlich dadurch defi-
niert, dass sie Alternativen formuliert, zwischen denen die
Bürger oder ihre Repräsentanten wählen können. Heute be-
schränkt sich die institutionalisierte Politik jedoch immer häu-
figer auf das Implementieren von angeblich Alternativlosem.
Das entscheidende Kriterium für dieses entpolitisierte »New
Public Management« ist nicht länger, ob und in welchem Maße
es demokratischen Normen und Erwartungen entspricht, son-
dern wie effektiv und effizient es das angeblich objektiv Not-
wendige umsetzt. Und dieser Logik der Alternativlosigkeit
haben auch die neuen Bürgerbewegungen wenig entgegenzu-
setzen, selbst wenn sie immer selbstbewusster und versierter
darin werden, ihrem Unmut Ausdruck zu verleihen.

Klimakrise, Bankenkrise, Schuldenkrise, Eurokrise, Terro-
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rismuskrise, Energiekrise, Rohstoffkrise, Krise der internatio-
nalen ökonomischen Wettbewerbsfähigkeit, Krise der demo-
grafischen Entwicklung und so fort – all dies schafft Problem-
lagen und Handlungszwänge, die in ihrer Komplexität bei
Weitem die Vorstellungs- und Urteilskraft der Bürger über-
steigen und die in ihrer Dringlichkeit einen Zeit- und Hand-
lungsdruck erzeugen, dem demokratische Verfahren nicht ge-
wachsen sind. Die Politik befindet sich in einer permanenten
Notstandslage, einem andauernden Verteidigungsfall. Aus-
sichtsreiche Problemlösungsstrategien lassen sich, wenn über-
haupt, nur auf internationaler Ebene entwickeln, doch dort
gibt es nicht nur keinen Demos mit einem bürgerschaftlichen
Zusammengehörigkeitsgefühl, sondern die Politikverflech-
tung in der Mehrebenenpolitik hebelt überdies systematisch
das demokratische Gebot der Zurechenbarkeit und Verant-
wortlichkeit aus. Entsprechend stellte Danilo Zolo bereits
Anfang der neunziger Jahre fest, »die Zunahme der Differen-
zierung des politischen Systems und der allgemeinen Komple-
xität« lasse die Demokratie »unwahrscheinlich werden«; post-
industrielle Gesellschaften seien »mit demokratischen Mitteln
nur schwer regierbar« (Zolo 1997, 87). Die inzwischen ver-
breitete Diagnose vom Ende bzw. Verschwinden der Politik
(Boggs 2000; Fach 2008) oder vom Zeitalter der Postpolitik
(Žižek 2010, 272-282) führt Zolos Beobachtungen nur einen
Schritt weiter. Und Bewegungen wie Occupy können eigent-
lich nur noch feststellen, dass die Demokratie ausgehöhlt und
erschöpft ist; Perspektiven zu ihrer Erneuerung und Alter-
nativen zum Status Quo formulieren können sie im Gegen-
satz zu ihren Vorläufern in den siebziger und achtziger Jah-
ren jedoch kaum noch. Occupy beschränkte sich daher auch
weitgehend auf das Besetzen. Vermeintlich bedeutungsvolle
Leerformeln wie »¡Democracia real YA!« oder »We are the
99 percent« treten an die Stelle einer konkreten politischen
Programmatik und verweisen bestenfalls noch symbolisch
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auf die Möglichkeit einer Alternative. Ihre transformatorische
Kraft übersteigt aber kaum die der diesem Buch als Leitspruch
vorangestellten Bekenntnisse meines Wellensittichs. Noch we-
niger lassen sich in Unruhen, wie London sie im August 2011
erlebte, politische Botschaften erkennen. Hierbei handelt es
sich nur noch um eruptionsartige Ausbrüche diffuser Gefühle
von Machtlosigkeit und Exklusion.

So bringen Wutbürger, Indignados und Occupy, ohne dass
sich die Aktivisten davon unbedingt Rechenschaft geben wür-
den, den eklatanten Widerspruch zwischen dem gewachsenen
politischen Selbstbewusstsein und bürgerlichen Selbstbestim-
mungsanspruch und dem stillen Bewusstsein der Leistungs-
grenzen der Demokratie und Politik zum Ausdruck. Das be-
klagte Demokratiedefizit hat also zwei Seiten: erstens die defi-
zitäre Implementierung demokratischer Normen, die gerade
durch die neuen sozialen Bewegungen emphatisch revitalisiert
worden waren; und zweitens die, am Entwicklungsstand heu-
tiger Gesellschaften gemessen, offenbar defizitäre Funktiona-
lität demokratischer Strukturen. Dabei ist durchaus abzuse-
hen, dass diese Malaise der Demokratie sich weiter zuspitzen
wird. Denn nationale Regierungen sind, wie gesagt, nicht nur
in immer stärkerem Ausmaß in Sachzwänge und internatio-
nale Politikregimes eingebunden, die ihren Spielraum für Bür-
gerresponsivität erheblich einschränken, sondern sie stehen zu-
gleich unter wachsendem Druck, Nachhaltigkeitsprobleme, die
sich über Jahrzehnte aufgestaut haben und deren Lösung immer
wieder aufgeschoben wurde, endlich in Angriff zu nehmen.
Kosten, die bislang im Namen des Wirtschaftswachstums, der
Aktionäre, der Konkurrenzfähigkeit, der Konsumgüterpreise
und der Wählerstimmen mit allerlei Tricks externalisiert wur-
den, müssen nun doch wenigstens teilweise internalisiert wer-
den. Gleichzeitig betreiben aber gerade die gesellschaftlichen
Eliten mit aller Entschiedenheit die Akkumulation des priva-
ten Reichtums und die fortgesetzte Externalisierung der öf-
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fentlichen Nebenkosten. Beide Dimensionen bedeuten eine er-
hebliche Herausforderung für die Demokratie, die entgegen
dem Tenor der Jahresberichte von Freedom House keines-
wegs bloß von autoritären Regimen in nichtwestlichen Län-
dern ausgeht (Freedom House 2011, 2012). Vielmehr ist die
mehrfache Nachhaltigkeitskrise (ökologisch, ökonomisch, so-
zial) eine hausgemachte und viel grundlegendere Herausfor-
derung. Die gegenwärtige Schuldenkrise macht deutlich, dass
sich eine Wende zu mehr Nachhaltigkeit kaum vermittels
demokratischer Mehrheiten beschließen und umsetzen lassen
wird. Denn die Demokratie ist zwar zur gerechteren Vertei-
lung von Wohlstandszugewinnen geeignet, weit weniger je-
doch zur gerechten Verteilung von Einschnitten – und viel-
leicht überhaupt nicht zur angemessenen Berücksichtigung
der Zukunft. Aus gleich mehreren Gründen wird die Politik
daher fast unausweichlich immer weniger demokratisch und
responsiv im Sinne der Protestbewegungen. Und der Verfall
dessen, was die Demokratietheorie mit Fritz Scharpf (1970) als
Input-Legitimität bezeichnet, kann angesichts der Grenzen
des Wachstums und der stetig steigenden gesellschaftlichen
Komplexität auch immer weniger durch verbesserte Output-
Legitimität ausgeglichen werden.

Die aktuelle Debatte um Postpolitik und die Krise der De-
mokratie geht also über ältere Diskussionen um die sogenann-
te Politikverdrossenheit (z.B. Arzheimer 2002) deutlich hin-
aus und spitzt diese in brisanter Weise zu. Embacher (2009)
spricht denn auch nicht mehr von Politik- oder Parteienver-
drossenheit, sondern explizit von »Demokratieverdruss«. Als
die Gesellschaft für deutsche Sprache 1992 Politikverdrossen-
heit zum Wort des Jahres kürte, hatten die neuen sozialen
Bewegungen der siebziger und achtziger Jahre zwar bereits
spürbar an Dynamik verloren, doch steckte die optimistische
Bewegung für eine andere, eine soziale, ökologische und ge-
rechte Globalisierung noch in den Kinderschuhen. Attac wur-
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